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Seit der Machtübernahme der Taliban ist die Ökonomie des Landes faktisch zusammengebrochen.
Sein BIP soll nach Prognosen des IWF um bis zu 30 % schrumpfen – und dies, nachdem die
Wirtschaft faktisch schon seit Jahren am Boden liegt.

Schon vor dem Sturz des westlichen Marionettenregimes Ghani und dem Abzug der US-Truppen und
ihrer Verbündeten prägten Arbeitslosigkeit, Unterbeschäftigung und Armut das Leben der Massen
auf dem Land und in den städtischen Slums. Zwei Drittel der Bevölkerung lebten unter der
Armutsgrenze. Dies war eine direkte Folge des Beharrens der USA und ihrer Verbündeten auf dem
„Freihandel“, der das Land für eine Flut billiger Waren öffnete, mit denen die heimische Wirtschaft
nicht konkurrieren konnte. Dies galt insbesondere für die Landwirtschaft, was zu einer Flucht in die
Städte führte, während das Land weiterhin unter der Kontrolle der traditionellen Führer blieb.

Doch nun droht eine humanitäre Katastrophe. Ein Drittel der Bevölkerung – also rund 12 der 37
Millionen – leidet unter Hunger und Unterernährung. Ohne rasche und massive Hilfe droht
Millionen der Tod.

Ursache: Imperialismus

Für die dramatische Verschlechterung der wirtschaftlichen und sozialen Lage sind die ehemaligen
Besatzungsmächte zu einem großen Teil verantwortlich. Nach dem Abzug der US/NATO-Truppen
und dem Sieg der Taliban wurden die westlichen Hilfsgelder mit einem Schlag gestoppt.

Dabei waren es jene Finanzmittel, die in den letzten Jahrzehnten das Land überhaupt am Laufen
hielten. Unter der Herrschaft der USA und ihrer Verbündeten wurden rund 40 % des afghanischen
Bruttoinlandsproduktes aus internationalen Hilfsgeldern bestritten, 60 – 70 % der Staatsausgaben
finanzierten die Geberländer aus dem Westen oder dem Arabischen (Persischen) Golf. Nach der
Machtübernahmen der Taliban kamen diese Quellen zum Erliegen. Außerdem froren die USA und
andere westliche Staaten die Reserven Afghanistans ein. Den größten Teil davon, rund 7 Milliarden
US-Dollar, kontrolliert seither die US-amerikanische Notenbank, die Federal Reserve. Die Regierung
Biden hat sich faktisch den größten Teil der Geldreserven angeeignet und verfügt über diese seither
als Mittel zur Erpressung des Regimes in Kabul.

Mit verheerenden Folgen für die afghanische Wirtschaft! Der drastische Einbruch des BIP geht mit
einem Zusammenbruch des Bankensystems, der Geldzirkulation und einer rasenden Inflation einher.
Kein Wunder, dass alle, die irgendwie konnten, in den letzten Monaten ihre Bankkonten leerten, was
wiederum die Geldkrise zusätzlich verschärfte. Geschäfte, Restaurants und die öffentliche
Verwaltung sind zu größten Teilen geschlossen, Staatsbedienstete erhalten keine Löhne, weil der
Staat faktisch pleite ist.

Da Afghanistan kaum über industrielle Produktion verfügt und die Landwirtschaft infolge von Krieg,
Besatzung sowie klimatischer Veränderungen und zunehmender Dürren am Boden liegt und die
eigene Bevölkerung nicht ernähren kann, droht nun eine Hungerkatastrophe. Die Inflation und der
Zusammenbruch der Geldzirkulation bedeuten auch, dass auch viele Waren unerschwinglich werden
– vor allem Lebensmittel, Brennstoffe für die Heizungen und auch Geld für die Miete. Mit dem
Winter droht also auch das Frieren.
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Die Politik des westlichen Imperialismus und vor allem der USA folgt einem menschenverachtenden
zynischen Kalkül. Sie nimmt Elend, Hunger und Kälte bewusst in Kauf und nutzt sie als politische
Druckmittel. Nachdem die Taliban militärisch gesiegt haben, sollen sie durch finanziellen Druck –
einschließlich des zumindest zeitweiligen Raubes ihrer Devisenreserven – gefügig gemacht werden.

Das Sperren von Hilfsgeldern durch die NATO, die USA oder auch die Bundesrepublik wird
hierzulande gern als Akt der Unterstützung der Bevölkerung dargestellt. In Wirklichkeit ist es Teil
eines zynischen Spiels, um Einfluss auf die Zukunft des Landes zu sichern. Selbst wenn es zu
„humanitären“ Abkommen mit den Taliban und einigen Hilfsgeldern kommen sollte, werden die
westlichen Staaten darauf bestehen, dass sie oder mit ihnen verbundene NGOs die Verteilung der
Gelder kontrollieren.

Wirtschaftlich befindet sich das Regime in Kabul in einer prekären Lage. Als Alternative zum Westen
hoffte das Taliban-Regime auf den globalen Gegenspieler der USA, auf China, sowie auf bessere
Beziehungen zu Pakistan, Iran und Russland.

Doch auch China und die anderen Mächte in der Region verfolgen vor allem ihre eigenen Interessen.
Falls Peking den Taliban finanziell unter die Arme greifen sollte, so nur im Austausch für politische
und wirtschaftliche Zugeständnisse. Dies würde erstens die Ausschaltung von ISIS-Chorasan, einer
ultrareaktionären Dschihadisten-Truppe, die im Land gegen die Taliban kämpft und auch von China
als Bedrohung betrachtet wird, der Ostturkestanischen Islamischen Bewegung (separatistische
Strömung unter den chinesischen UigurInnen) und aller anderen islamistischen Gruppierungen
betreffen, die als Sicherheitsrisiko für die Ordnung in benachbarten Staaten und die Neue
Seidenstraße betrachtet werden. Zweitens würde es bedeuten, dass China ein privilegierter Zugriff
zu den reichen, wenn auch bislang nicht erschlossenen Bodenschätzen des Landes gewährt wird. Im
Gegenzug könnte Afghanistan Hilfsgelder erhalten, die das Land am Laufen zu halten.

Brandbeschleuniger Taliban-Regime

Neben der erpresserischen Politik der verschiedenen imperialistischen Mächte darf der zweite
Faktor nicht vergessen werden, der die aktuelle Misere noch verschärft: die theokratische Diktatur
der Taliban selbst. Als Organisation verfügen die Taliban nicht über die Voraussetzungen, um das
Land zu regieren. Ihre Fähigkeit, im ganzen Land Kräfte gegen die verhassten BesatzerInnen zu
mobilisieren und sich dabei vor allem auf lokale Führer und Geistliche zu stützen, hat keine
nationale Verwaltung geschaffen, auch nicht auf militärischer Ebene. Nun droht der Zerfall, die
vorhandenen zentralen Stellen zu untergraben.

Natürlich hätten jede Gesellschaft und jedes politische Regime bei einem Wegfall eines Drittels des
BIP und von zwei Dritteln des Staatshaushaltes mit einer wirtschaftlichen und sozialen Katastrophe
zu kämpfen.

Aber den Taliban geht es zuerst um die Sicherung ihres neuen, islamistischen Regimes. So forcieren
sie seit der Machtübernahme den Ausschluss der Frauen aus dem gesellschaftlichen Leben und
gehen daran, deren begrenzte Rechte durch Repression, öffentliche Angriffe, Erniedrigung bis hin
zur Verfolgung von Vorkämpferinnen für die Rechte der Frauen zu beschneiden. Vor allem aber
sollen Frauen aus vielen Berufen verdrängt, ausgeschlossen oder auf eng umrissene Bereiche
beschränkt werden, vor allem aus der öffentlichen Verwaltung, dem kulturellen Leben, dem
Gesundheitswesen, den Universitäten und Schulen.

Die frauenfeindliche, reaktionären Politik bedeutet zugleich, dass qualifizierte Fachkräfte am
Arbeiten gehindert werden, dass das wirtschaftliche und soziale Leben weiter zerrüttet wird.



Was auf die systematische geschlechtliche Unterdrückung zutrifft, lässt sich auf allen anderen
Gebieten des gesellschaftlichen und politischen Lebens finden – der Unterdrückung der
ArbeiterInnenklasse, der BäuerInnenschaft, der Intelligenz, nationaler und religiöser Minderheiten
wie der Hazara.

Die despotische Politik der Taliban, die Angst vor Unterdrückung und Verfolgung bis hin zum Mord
treibt ebenso wie der Hunger Hunderttausende, wenn nicht Millionen zur Flucht. Schon jetzt leben
rund 3 Millionen allein in Pakistan und im Iran. In den kommenden Wochen werden die Lager in den
Grenzregionen dieser Länder und in Tadschikistan weiter anwachsen. Die meisten, die Repression,
Hunger und Not entkommen wollen, sind jedoch Binnenflüchtlinge. Und die Zahlen steigen.

Was tun?

Die Verhinderung der unmittelbar drohenden humanitären Katastrophe, der Hunderttausende, wenn
nicht Millionen Menschen infolge von Armut, Hunger und Kälte zum Opfer zu fallen drohen, muss
unmittelbar im Zentrum jeder fortschrittlichen und internationalistischen Politik stehen.

Das bedeutet vor allem in den westlichen Staaten, die über Jahrzehnte Afghanistan besetzt und
kontrolliert haben, dafür zu kämpfen, dass die US-Regierung und ihre Verbündeten nicht weiter ihre
finanziellen Ressourcen als Mittel zur politischen Erpressung nutzen können. Die USA muss zur
Herausgabe der Reserven ohne jegliche Bedingungen gezwungen werden. Wir müssen außerdem
die Freigabe von Hilfsgeldern zur Sicherung des Überlebens in Afghanistan wie in den
Flüchtlingslager fordern sowie die Öffnung der Grenzen zur EU, in die USA oder nach Britannien für
alle Geflüchteten, die in diese Länder wollen.

So wenig wie einer der imperialistischen Machtgruppierungen die Kontrolle über die Verteilung von
Hilfsgeldern anvertraut werden kann, so wenig Verlass ist auf das Regime in Kabul, solche Gelder
und Güter gerecht zu verteilen.

Aufgrund der despotischen, brutalen Herrschaft der Taliban und ihrer Unterdrückungsmaschinerie
kann ein Kampf um die Verteilung der Hilfsgüter von Gewerkschaften, Linken und demokratischen
Frauenorganisationen nur unter Bedingungen der Illegalität geführt werden. Dennoch besteht die
unmittelbare Priorität darin, soweit wie möglich lokale, demokratisch kontrollierte Organisationen
zu bilden, die die Verteilung der beschaffbaren Hilfsgüter überwachen.

Die heroischen Demonstrationen von Frauen um ihr Recht auf Arbeit im September zeigen jedoch,
dass die Herrschaft der Islamisten noch nicht voll konsolidiert ist. Die aktuelle, sich vertiefende
Krise erschwert die Festigung der Taliban-Herrschaft zur Zeit und eröffnet einen Spielraum zur
Mobilisierung um Fragen der Versorgung der Bevölkerung und die Kontrolle über die Verteilung von
Hilfsgütern und knappen Ressourcen. Das Aufgreifen der Überlebensfragen von Millionen erlaubt
zugleich, den Kampf gegen das Taliban-Regime zu entfachen.

Lehren

Für diese Perspektive sind zwei politische Lehren von zentraler Bedeutung: Erstens, im Kampf für
demokratische und soziale Forderungen kann man sich auf keine der imperialistischen Mächte oder
ihre regionalen VertreterInnen verlassen, politische Unabhängigkeit wird entscheidend sein.
Wirkliche Verbündete werden sich nur unter den Kräften in der Region und darüber hinaus finden,
die ihre Unabhängigkeit von „ihren“ Regierungen bewiesen haben.

Zweitens müssen die afghanischen RevolutionärInnen eine neue Parteiorganisation aufbauen, die
sich auf ein Programm der permanenten Revolution stützt, das die unvermeidlichen sozialen und



politischen Kämpfe mit dem Aufbau von Organisationen der ArbeiterInnenklasse und der Bauern
und Bäuerinnen verbindet; mit Organisationen, die bei einer Zuspitzung des Klassenkampfes zu
Organen des Sturzes des bestehenden Regimes und seiner Ersetzung durch eine ArbeiterInnen- und
Bauern-/Bäuerinnenregierung geraten können.


